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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Jurafrage

Der Wechsel des bisher bernischen Bezirks Laufen zum Kanton Basel-Land wurde im
Berichtsjahr definitiv beschlossen. Der Bundesrat beantragte in seiner Botschaft vom
27. Januar dem Parlament sowie Volk und Ständen, dieser territorialen Veränderung,
welche zuvor von den Stimmberechtigten der beiden betroffenen Kantone
angenommen worden war, ebenfalls zuzustimmen.
Der Ständerat hiess diesen Antrag ohne Gegenstimmen gut. In der Diskussion im
Nationalrat gab vor allem die äusserst knappe Mehrheit zu reden, mit der sich 1989 die
Laufentaler für Basel-Land entschieden hatten (51,7% zu 48,3%). Ein
Nichteintretensantrag Scherrer (edu, BE), der die Forderung nach einer qualifizierten
Mehrheit der Betroffenen für Gebietsveränderungen ins Feld führte, wurde abgelehnt.
Nicht durchzusetzen vermochte sich auch ein Antrag Seiler (svp, BE), der die
Anerkennung des Kantonswechsels davon abhängig machen wollte, dass in der
eidgenössischen Abstimmung nicht nur Volk und Stände, sondern auch der betroffene
Bezirk zustimmen. Im Gegensatz zu dem etwa beim Bau von Infrastrukturanlagen
üblichen Diskurs wandten sich nun vor allem die Vertreter der SP und der Grünen gegen
eine derartige "Betroffenheitsdemokratie", während sie für eine Mehrheit der SVP und
der FDP in diesem seltenen Fall eines "Heimatwechsels" berechtigt erschien. Die
Gegner einer solchen "dreifachen" Mehrheit von Volk, Ständen und betroffenem Bezirk
argumentierten zusammen mit Bundesrat Koller im wesentlichen verfassungsrechtlich,
indem sie darauf hinwiesen, dass weder in der bernischen noch in der eidgenössischen
Verfassung ein derartiges Verfahren vorgesehen sei. Nationalrat Bonny (fdp, BE) reichte
eine Motion ein, welche für Kantonswechsel in Zukunft eine Zweidrittelsmehrheit der
Stimmenden des betroffenen Gebiets fordert. In der Schlussabstimmung hiessen die
Räte mit 30:2 resp. 112:27 den bundesrätlichen Antrag gut.
Die Kampagne zur Volksabstimmung vom 26. September warf keine hohen Wellen. Von
den Parteien entschieden sich auf nationaler Ebene ausser den SD, der AP und der EDU
alle für die Genehmigung des Kantonswechsels. Weniger eindeutig fielen jedoch die
Parolen bei den Parteien der umliegenden Kantone aus. Die Delegierten der bernischen
SVP empfahlen mit 147:90 Stimmen bei 76 Enthaltungen die Nein-Parole; mit 131:52
noch deutlicher war die Ablehnung bei der bernischen FDP. Im Kanton Solothurn
entschied sich die CVP knapp für ein Ja, während die Freisinnigen die Stimme
freigaben; die SVP lehnte ebenso ab wie diejenige des Kantons Aargau. Für
Stimmfreigabe plädierten auch die Neuenburger Freisinnigen. Wichtigstes Argument
der Befürworter war, dass der Entscheid des Laufentals jetzt sanktioniert werden
müsse und diese Region geografisch, wirtschaftlich und kulturell ohnehin zu Basel-Land
gehöre. In der Propaganda der Gegner wurde das Hauptgewicht auf die Knappheit der
Laufentaler Volksabstimmung gelegt und die Befürchtung artikuliert, dass mit der
Anerkennung eines derartigen "Zufallsentscheids" Grenzveränderungen Tür und Tor
geöffnet würden.

Kantonswechsel Laufental
Abstimmung vom 26. September 1993

Beteiligung: 39,5,%
Ja: 1 188 941 (75,2%) / 20 6/2 Stände
Nein: 392 893 (24,8%) / 0 Stände

Parolen:   Ja: FDP (2*), SP, CVP, SVP (5*), GP, LP, LdU, EVP, PdA.
Nein: AP, SD, EDU.
Stimmfreigabe: Lega.
*Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Das Ergebnis der Volksabstimmung fiel mit einer Dreiviertelmehrheit klar aus. Kein
einziger Kanton lehnte den Kantonswechsel ab. Die knappste Zustimmung resultierte in
den Kantonen Solothurn (55,6%), Bern (57,2%), Schaffhausen (64,7%) und Basel-Land
(66,8%). Im betroffenen Bezirk Laufen selbst stimmten bei einer hohen Beteiligung
(rund 90%) 4'906 Personen dafür, 4'390 dagegen (52,8% zu 47,2%); in 6 der 13
Gemeinden, darunter auch im Bezirkshauptort, überwogen die Gegner.
Auf 1. Januar 1994 wurde der Übertritt vollzogen. Die dazu erforderlichen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.1993
HANS HIRTER
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administrativen Vereinbarungen waren vorher von den Regierungen der beiden Kantone
ausgehandelt und vom Laufentaler Bezirksrat gutgeheissen worden. Damit wurde der
mit dem bernischen Verfassungszusatz aus dem Jahre 1970 eröffnete Weg der
Selbstbestimmung der 1815 zum Kanton Bern gestossenen Teile des ehemaligen
Fürstbistums Basel abgeschlossen. 1

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Die Aufhebung des in der Bundesverfassung verankerten Spielbankenverbots war
bisher vor allem von Vertretern des Tourismusgewerbes gefordert worden, welche sich
davon eine Attraktivitätssteigerung ihres Angebots versprachen. Zu Jahresbeginn hatte
der Nationalrat eine derart begründete Motion Cotti (cvp, TI) mit 85 zu 50 Stimmen
überwiesen. Gianfranco Cotti hatte unter anderem auch geltend gemacht, dass der
angestrebte Schutz der einheimischen Bevölkerung vor den negativen Folgen von
Glücksspielen angesichts der heutigen Mobilität und des dichten Netzes von
Spielbanken, welches ausländische Unternehmen entlang der Landesgrenzen aufgebaut
haben, ohnehin illusorisch geworden sei. Aus moralischen, sozialpolitischen und
ethischen Gründen wurde die Motion namentlich von Zwygart (evp, BE), Zisyadis (pda,
VD), Ziegler (sp, GE) und Scherrer (edu, BE) erfolglos bekämpft. 2

MOTION
DATUM: 31.01.1992
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Der Entscheid zugunsten der Hotellerie gab dem Feilschen um weitere Sondertarife
Auftrieb. Nationalrat Wiederkehr (ldu, ZH) reichte eine parlamentarische Initiative ein,
die einen Sondersatz für den öffentlichen Verkehr fordert, da dieser ebenso
notleidend wie die Hotellerie sei. Nationalrat Scherrer (edu, BE) (Mo. 94.3577) forderte
auf dem Motionsweg die MWSt-Befreiung für gemeinnützige Brockenstuben, da diese
sonst in ihrer Existenz gefährdet seien. Der Nationalrat folgte mit 44:32 Stimmen aber
dem Bundesrat, der geltend machte, dass Brockenstuben Warenumsätze tätigen und
damit steuerpflichtig sind. Ein Postulat Schmid (cvp, VS) (Po. 95.3577), das die Spitex-
Dienste von der MWSt ausnehmen will, wurde vom Nationalrat hingegen an den
Bundesrat überwiesen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.03.1996
EVA MÜLLER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Vertreter dieser Gruppe gehörten federführend zum Initiativkomitee, welches Ende
Jahr eine Volksinitiative «Jugend ohne Drogen» lancierte. Dem Copräsidium gehören
die Nationalrätinnen und Nationalräte Aubry (fdp, BE), Borer (ap, SO), Bortoluzzi (svp,
ZH), Dreher (ap, ZH), Friderici (lp, VD), Giezendanner (ap, AG), Leuba (lp, VD), Miesch
(fdp, BL), Moser (ap, AG), Müller (svp, AG), Philipona (fdp, FR), Rohrbasser (svp, FR),
Sandoz (lp, VD), Jürg Scherrer (ap, BE), Werner Scherrer (edu, BE), Steinemann (ap, SG)
und Tschuppert (fdp, LU) sowie die beiden Ständeräte Kündig (cvp, ZG) und Morniroli
(lega, TI) an. Massiv vertreten im Initiativkomitee sind Sportler vorab aus dem Umkreis
der schweizerischen Ski-Nationalmannschaft und einige Prominente aus der
Unterhaltungsbranche. 

Gemäss dem Initiativtext soll der Bund das Rauschgiftproblem mit einer restriktiven,
direkt auf Abstinenz ausgerichteten Drogenpolitik bekämpfen und die notwendigen
Gesetze dazu erlassen, zudem eine aktive Drogenprävention verfolgen und Entzugs-
und Wiedereingliederungsmassnahmen fördern. Ausdrücklich verbieten wollen die
Initianten die Abgabe von Betäubungsmitteln. Vorbehalten ist eine Abgabe zu rein
medizinischen Zwecken, wobei Heroin und Kokain allerdings ausgeschlossen sind. Als
bekannt wurde, dass auch der umstrittene Verein zur Förderung der psychologischen

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.11.1992
MARIANNE BENTELI
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Menschenkenntnis (VPM) hinter der Initiative steht, distanzierten sich einzelne Sportler
von ihrem Engagement. 4

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Rechtsbürgerliche Kreise um Nationalrätin Aubry (fdp, BE) und die Nationalräte Bischof
(sd, ZH), Mauch (fdp, AG), Scherrer (edu, BE) und Stamm (fdp, AG) lancierten eine
Volksinitiative "für eine Regelung der Zuwanderung", welche den Bundesrat
verpflichten will, dafür zu sorgen, dass der Anteil der ständigen ausländischen
Wohnbevölkerung 18% der Gesamtbevölkerung nicht übersteigt, wobei anerkannte
Flüchtlinge und Asylbewerber ebenso mitzuzählen wären wie Niedergelassene und
Jahresaufenthalter. Zudem verlangt die Initiative, für Asylbewerber, Kriegsvertriebene,
vorläufig Aufgenommene, Internierte sowie Ausländer ohne festen Wohnsitz seien alle
finanziellen Anreize für den Verbleib in der Schweiz zu unterbinden. 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 26.02.1994
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Konservative und Rechte Parteien

Die in neun Kantonen (BE, ZH, VD, SH, BS, AG, SO, BL, GL) existierende EDU, welche eine
Politik auf der Basis von christlichen und rechts-konservativen Werten verfolgt,
bekämpfte im Berichtsjahr das revidierte Sexualstrafrecht durch die Ergreifung des
Referendums; die Partei lehnte von den eidgenössischen Abstimmungen die Vorlage
zum Stimm- und Wahlrechtsalter 18 ab. Im Bereich der Europapolitik nahm die EDU
eine isolationistische Haltung ein und warnte vor einer Selbstaufgabe der Schweiz. Mit
ihrem Parteipräsidenten Werner Scherrer ist die EDU dank einem Sitzgewinn im Kanton
Bern erstmals im Nationalrat vertreten; gesamtschweizerisch erreichte die EDU,
welche in fünf Kantonen kandidiene (ZH, BE, BS, SH, AG) 1,0% Wähleranteil, im Kanton
Bern 3,4%. 
Scherrer blieb im NR fraktionslos. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die EDU wählte mit dem bernischen Grossrat Christian Waber einen neuen
Präsidenten. Er löste EDU-Mitgründer und Nationalrat Werner Scherrer (BE) ab, der die
Partei während sechs Jahren geleitet hat. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.06.1995
EVA MÜLLER

Der einzige Nationalrat und Mitbegründer der EDU, Werner Scherrer (BE), trat aus dem
Nationalrat zurück und liess sich durch Christian Waber ersetzen, der seit 1995
Präsident der EDU Schweiz ist. 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.04.1997
EVA MÜLLER
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